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Geleitwort 

Ein Grundsatzbeschluss der für die Rechnungslegung der Kommunen zuständigen 
Innenministerkonferenz (IMK) von 2003 führte auf kommunaler Ebene zur Umstel-
lung vom zahlungsorientierten kameralistischen Rechnungsstil zum „ressourcen-
verbrauchsorientierten“ kaufmännischen („doppischen“) Rechnungsstil – mit aller-
dings länderspezifischen Nuancen. Auf staatlicher Ebene bzw. bei Bund und Ländern 
ist dagegen keine einheitliche Linie feststellbar. Der Bund und die meisten Bundes-
länder sind nach wie vor dem kameralistischen Rechnungsstil verhaftet. Allerdings 
liefern mit Hamburg, Hessen und Bremen inzwischen drei Bundesländer doppische 
Jahresabschlüsse. Nordrhein-Westfalen hat die Absicht bekundet, dem zu folgen und 
ab 2017 doppische Jahresabschlüsse zu erstellen.  

Anders als auf kommunaler Ebene konnten die Länder den kameralistischen Jahres-
abschluss zunächst nicht durch einen doppischen Jahresabschluss ersetzen, sondern 
waren zu einem Parallelbetrieb von Kameralistik und Doppik gezwungen. Erst das 
zum 01.01.2010 in Kraft getretene Haushaltsgrundsätzemodernisierungsgesetz 
(HGrGMoG 2009) erlaubt Bund und Ländern den Ersatz des kameralistischen durch 
den kaufmännischen Jahresabschluss und damit die Aufgabe des unwirtschaftlichen 
Parallelbetriebs zweier Rechnungsstile.  

Nach dem Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) in der derzeitigen Fassung orientiert 
sich die staatliche Doppik am Handelsgesetzbuch (HGB) und den handelsrechtlichen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB). Soweit für die staatliche Rech-
nungslegung Konkretisierungen der und Abweichungen von den handelsrechtlichen 
Regeln erforderlich sind, werden diese gemäß neuem HGrG von einem Bund-Län-
der-Gremium zur Standardisierung des staatlichen Rechnungswesens („Standardisie-
rungsgremium“) festgelegt.  

Diese Konstellation wirft unmittelbar zwei Fragen auf, denen in der vorliegenden 
Arbeit nachgegangen wird. Die erste Fragestellung ist, inwieweit die handelsrechtli-
chen GoB für die öffentliche Rechnungslegung adäquat sind. Während der primäre 
Zweck des deutschen Handelsrechts im Gläubigerschutz bzw. im Erhalt der Unter-
nehmenssubstanz gesehen wird, wird der öffentlichen Rechnungslegung in der 
deutschsprachigen Literatur zwar auch ein Schutzzweck zugewiesen, dieser jedoch 
auf zwei Weisen anders interpretiert. Eine Interpretation zielt auf die Fähigkeit zur 
nachhaltigen öffentlichen Aufgabenerfüllung. Eine andere Auslegung fokussiert sich 
auf den Schutz zukünftiger Generationen („Generationengerechtigkeit“). Der Verfas-
ser kommt zu dem Ergebnis, dass die HGB- bzw. GoB-Orientierung geeignet ist, die 
nachhaltige Leistungsfähigkeit, nicht aber Generationengerechtigkeit zu gewährleis-
ten. Nebenbei kann der Verfasser zeigen, dass einseitige Leistungsbeziehungen, die 
im Gegensatz zur Privatwirtschaft kennzeichnend für viele Buchungsvorgänge im 
öffentlichen Rechnungswesen sind, durchaus adäquat mit den Regeln des Handels-
rechts abgebildet werden können. 
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Die zweite – bisher in der Literatur nicht systematisch untersuchte – Frage ist, ob die 
bisher vom Standardisierungsgremium erarbeiteten Standards staatlicher Doppik tat-
sächlich den gesetzlichen Vorgaben folgen bzw. so eng am HGB ausgerichtet sind 
wie vom Gesetzgeber gefordert. Die in dieser Arbeit herausgearbeitete Antwort lau-
tet, dass das Standardisierungsgremium sich tatsächlich bei vielen Entscheidungen 
nicht am HGB orientiert und infolgedessen seinem Auftrag im Grunde nicht in der 
gebotenen Weise nachkommt.  

Die vorliegende Arbeit klärt aufgrund der hervorragenden und prägnanten Analyse 
wichtige fachspezifische Fragen. Daher ist ihr eine sehr hohe Aufmerksamkeit und 
weite Verbreitung zu wünschen. Sie erinnert auch an die äußerst substanzielle Frage 
nach dem oder den Zwecken der öffentlichen Rechnungslegung. Diese Erinnerung 
könnte bei der derzeit unter dem Stichwort „European Public Sector Accounting 
Standards“ (EPSAS) geführten Diskussion um eine einheitliche öffentliche Rech-
nungslegung in Europa hilfreich sein.  

Speyer im Mai 2014  Univ.-Prof. Dr. Holger Mühlenkamp 



VII

Vorwort 

Die vorliegende Veröffentlichung wurde im Oktober des Jahres 2013 von der Deut-
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men. Entstanden ist die Arbeit während meiner vom Januar 2011 bis zum heutigen 
Tag andauernden Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl von Herrn 
Univ.-Prof. Dr. Holger Mühlenkamp. 

Das fruchtbare Speyerer Umfeld hat stark zum Gelingen der Arbeit beigetragen. Über 
meine Kollegen des Mittelbaus der Universität Speyer hinaus möchte ich allen übri-
gen an der Universität sowie den am – räumlich als auch organisatorisch der Uni-
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liche Atmosphäre danken. 

Besonderer Dank gebührt Herrn Professor Mühlenkamp. Als Betreuer meiner Promo-
tion hat er nicht nur alle für das Projekt erforderlichen Rahmenbedingungen geschaf-
fen, sondern sein Gelingen durch stete Protektion überhaupt erst möglich gemacht. 

Neben Herrn Professor Mühlenkamp bin ich Herrn Prof. Dr. Gunnar Schwarting, der 
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